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(Nr. 13155.) Verordnung, betreffend die Wahrnehmung der Befugniſſe aus § 77 des Reichsgeſetzes für 
Jugendwohlfahrt vom 9. Juli 1922 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 633) in der Faſſung der Verordnung 
über das Inkrafttreten des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt vom 14. Februar 1924 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 110). Vom 12. Oktober 1926. . 


Auf Grund von $ 77 des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt vom 9. Juli 1922 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 633) in 
der Faſſung von Artikel 1 Ziffer 2 Satz 3 der Verordnung über das Inkrafttreten des Reichsgeſetzes für Jugend⸗ 
wohlfahrt vom 14. Februar 1924 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 110) wird verordnet: 


Artikel J. 
Das nach § 43 Abſ.2 RIWG. dem Landesjugendamte zuſtehende Recht, Mitglieder oder Beamte des Jugend- 
amts zu ermächtigen, Beurkundungen gemäß §§ 1718 und 1720 Abſ. 2 BGB. vorzunehmen ſowie die im $ 1706 
Abſ. 2 BGB. bezeichneten Erklärungen entgegenzunehmen und zu beglaubigen, wird auf die Regierungspräſidenten 
und für den Bezirk der Stadt Berlin auf den Oberpräſidenten übertragen. 


5 N Artikel II. 

Das nach § 47 Abs. 1 RING. in Verbindung mit Artikel 6 des Einführungsgeſetzes zum RZJWG. dem 
Landesjugendamte zuſtehende Recht, auf Grund von Tatſachen zu entſcheiden, daß Vorftinde privater Anſtalten 
nicht zu Vormündern, Pflegern oder Beiſtänden beſtellt werden können, wird übertragen: 

1. auf die Oberpräſidenten für 
a) private Anſtalten, die ausſchließlich oder überwiegend Fürſorgeerziehungszöglinge aufnehmen, 
b) private Anſtalten, die im Bezirke der Stadt Berlin liegen; 

2. auf die Regierungspräſidenten für alle übrigen privaten Anſtalten. 


Artikel III. 

Das nach § 47 Abſ. 1 NJW. dem Landesjugendamte zustehende Recht, Vereine für geeignet zu erklären, 
daß ihre Vorſtände zu Vormündern, Pflegern oder Beiſtänden beftellt werden, wird auf die bei den Provinzial⸗ 
verwaltungen gemäß §§ 12 und 13 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum RI Wc. gebildeten Landesjugend⸗ 
ämter oder, wo ein ſolches nicht beſteht, auf den Landeshauptmann übertragen. 

Gegen die Entſcheidung des Landesjugendamts (Landeshauptmanns) findet binnen einer Friſt von zwei 
Wochen die Beſchwerde an die Kommunalaufſichtsbehörde erſter Inſtanz ftatt, die endgültig entſcheidet. In dem 
Beſcheid des Landesjugendamts (Landeshauptmanns) iſt auf dieſe Vorſchrift hinzuweiſen. 


Artikel IV. 

Die in III Ziffer 4 der Ausführungsanweiſung vom 29. März 1924 zum Reichsgeſetze für Jugendwohlfahrt 
und zum Preußiſchen Ausführungsgeſetze zum Reichsgeſetze für Jugendwohlfahrt vorgenommene Übertragung der 
Rechte und Befugniſſe aus $$ 22, 24, 25 und 26 RWG. auf die Regierungspräſidenten und den Oberpräfidenten 
von Berlin wird genehmigt, 

Artikel V. 

Dieſe Verordnung tritt vier Wochen nach der Veröffentlichung in Kraft. b 

Ausführungsbeſtimmungen zu der Verordnung erläßt der Miniſter für Volkswohlfahrt im Einvernehmen 
mit den anderen beteiligten Miniſtern. : 

Berlin, den 12. Oktober 1926, 


(a Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. am Zehnhoff. Hirtſiefer. Grzeſinſki. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 29. Oktober 1926.) 
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(Nr. 13156.) Verordnung zur Durchführung der Ablöſung der Markanleihen der öffentlich⸗rechtlichen 
N Religionsgeſellſchaften, ihrer Gemeinden und Gemeindeverbände ſowie der Kirchen⸗ und 
Pfründenſtiftungen öffentlichen Rechtes. Vom 8. Oktober 1926. 


Auf Grund der § 33 Abſ. 3 Buchſtabe a und § 34 Abſ. 4 der Vierten Verordnung zur Durchführung der Ab⸗ 
löſung der Markanleihen der Gemeinden, Gemeindeverbände und ſonſtigen öffentlich-rechtlichen Körperſchaften 
vom 10. Juli 1926 (Geſetzſamml. S. 200) wird verordnet: 6 

91. 

Die zuſtändige Spruchſtelle im Sinne des § 13 Abſ. 3 der Vierten Verordnung zur Durchführung der Ab- 
löſung der Markanleihen der Gemeinden und Gemeindeverbände und ſonſtigen öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaften 
vom 10. Juli 1926 iſt 

1. bei den Gemeinden und Gemeindeverbänden der öffentlich-rechtlichen Religionsgeſellſchaften und bei 
den Kirchen- und Pfründenſtiftungen (kirchlichen Stiftungen und Anſtalten) öffentlichen Rechtes, 

a) wenn die Verwaltung ihren Sitz hat in Landgemeinden und kreisangehörigen Städten mit 
nicht mehr als 10 000 Einwohnern, mit Ausnahme der ſelbſtändigen Städte in der Provinz 
Hannover ($ 27 Abſ. 1 Kr. O.), der Kreisausſchuß, 

b) wenn die Verwaltung ihren Sitz hat in kreisangehörigen Städten mit mehr als 10 000 Ein- 
wohnern oder in ſelbſtändigen Städten in der Provinz Hannover (§ 27 Abſ. 1 Kr. O.), der 
Magiſtrat, in dem im § 4 Abſ. 3 des Landesverwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 165) gedachten Falle der Bürgermeiſter und die Beigeordneten als Kollegium, 

c) wenn die Verwaltung ihren Sitz hat in kreisfreien Städten, der Stadtausſchuß ; 


2. bei den Landes⸗ und Provinzialkirchen, den biſchöflichen Stühlen, Bistümern und Kapiteln ſowie 
bei denjenigen Kirchen⸗ und Pfründenſtiftungen (kirchlichen Stiftungen und Anſtalten), die von den 
oberſten landeskirchlichen oder den provinzialkirchlichen oder den biſchöflichen Behörden oder den Ka⸗ 
piteln verwaltet werden, der für den Sitz ihrer Verwaltung örtlich zuſtändige Provinzialrat, für Berlin 
der Oberpräſident. = 

§ 2. a 


() Soweit nach § 40 Abſ. 4 Satz 2 des Geſetzes über die Ablöſung öffentlicher Anleihen vom 16. Juli 1925 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 137) auf den Antrag eines Gläubigers ein Treuhänder zur Wahrnehmung der Rechte der 
Gläubiger von Markanleihen der im $1 dieſer Verordnung genannten öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaften zu be⸗ 
ſtellen iſt, erfolgt die Beſtellung des Treuhänders bei den Gemeinden und Gemeindeverbänden der öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Religionsgeſellſchaften und bei den Kirchen⸗ und Pfründenſtiftungen öffentlichen Rechtes durch den für den 
Sitz des Schuldners örtlich zuſtändigen Regierungspräſidenten, in Berlin und, wenn es ſich um Markanleihen der 
Landes⸗ und Provinzialkirchen, der biſchöflichen Stühle, Bistümer und Kapitel ſowie derjenigen Kirchen⸗ und 
Pfründenſtiftungen (kirchlichen Stiftungen und Anſtalten) öffentlichen Rechtes handelt, die von den oberſten landes- 
kirchlichen oder den provinzialkirchlichen oder den biſchöflichen Behörden oder den Kapiteln verwaltet werden, durch 
den zuſtändigen Oberpräſidenten. IHREN 


(2) $ 34 Abſ. 3 der Verordnung vom 10. Juli 1926 findet entfprechende Anwendung. 
83. 


Der Lauf der Ausſchlußfriſten für die Geltendmachung von Anſprüchen aus den Markanleihen der im 81 
diefer Verordnung genannten öffentlich-rechtlichen Körperſchaften beginnt mit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung. 


Berlin, den 8. Oktober 1926. 


Der Preußiſche Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Voltsbildung. Fa 
Becker. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. Juni 1926 über die Verleihung des Enteignungs⸗ 
rechts an die Stadtgemeinde München⸗Gladbach für die Anlage eines neuen Friedhofs an der Provinzial⸗ 


ſtraße Rheindahlen-Hardt durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 32 S. 183, ausgegeben 
am 7. Auguſt 1926; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. Auguſt 1926 über die Verleihung des Enteignungs- 

rechts an den Zweckverband der Kreiſe Hümmling und Aſchendorf in Sögel für die Ausführung von 
Arbeiten zur Entwäſſerung ihres Odlandgebiets durch das Amtsblatt der Regierung in Osnabrüc 
Nr. 38 S. 106, ausgegeben am 18. September 1926. 
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